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SONDEREDITION: VERBRAUCHSTEUER 

Liebe Leserin, lieber Leser, 

zum Jahresabschluss möchten wir Ihnen einen Überblick über diverse Fragen zur 
Energie- und Stromsteuer sowie den übrigen Verbrauchsteuern geben. Unser Infolet-
ter ist diesmal nach Themenkomplexen gegliedert, so dass wir die Möglichkeit hatten, 
auch auf die etwas ältere Rechtsprechung hinzuweisen. 

Vorstellen möchten wir Ihnen die Dienstvorschriften zu den Steuerentlastungen für 
bestimme Prozesse und Verfahren. Auch zur Frage des entlastungsberechtigten 
Verwenders von Energieerzeugnissen bzw. Entnehmers von Strom sind neue Urteile 
ergangen. Zudem wurden Verfahrensvereinfachungen bei der Durchführung von Vor-
Ort-Prüfungen im Rahmen des alternativen Systems als Voraussetzung für die Inan-
spruchnahme der Steuerentlastung nach § 10 StromStG bzw. § 55 EnergieStG (sog. 
Spitzenausgleich) für kleine und mittlere Unternehmen (sog. KMU) zugelassen. 

Hinsichtlich der Steuerentlastungen für Stromerzeugungs- und Kraftwärmekopp-
lungsanlagen hat das Bundesministerium der Finanzen (BMF) sich mit dem Erlass 
vom 19.10.2015 vom bisher geltenden Grundsatz „ein Steuerentlastungsantrag nach 
§§ 53, 53a oder 53b EnergieStG je Stromerzeugungs- oder KWK-Anlage“ verab-
schiedet. In Absatz 15 DV Energieerzeugung n.F. ist nunmehr festgelegt, dass in ei-
ner Anlage nach § 9 EnergieStV gegebenenfalls mehrere Teilprozesse stattfinden, so 
dass unter Umständen mehrere Entlastungstatbestände verwirklicht werden, die ne-
beneinander beantragt werden können.  

Zur Beförderung verbrauchsteuerpflichtiger Waren unter Steueraussetzung hat der 
EuGH mit Urteil vom 28.01.2016 entschieden, dass das Besteuerungsrecht für wäh-
rend der Beförderung aufgetretene Fehlmengen beim Empfangsmitgliedstaat liegen 
soll. Nach dem BFH-Urteil vom 31.05.2016 soll die Finanzbehörde grundsätzlich ohne 
weitere Feststellungen davon ausgehen können, dass eine bei der Endladung der be-
förderten Waren festgestellte Fehlmenge zu einer Steuerentstehung in Deutschland 
geführt hat. 
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Auch auf die Branntwein- und Tabaksteuern möchten wir in dieser Ausgabe des  
Infoletters einen Blick werfen. Hervorzuheben ist hier der aktuelle BMF-Erlass vom 
15.09.2015 zur branntweinsteuerrechtlichen Beurteilung von sog. Zwangsanfall. Hier-
unter fallen alkoholhaltige Erzeugnisse, die unbeabsichtigt als Nebenprodukt in einem 
betriebswirtschaftlichen Verfahren entstehen und im Anschluss daran unverzüglich 
vernichtet werden. Insbesondere in der chemischen und der pharmazeutischen In-
dustrie sind derartige Prozesse anzutreffen. Gerne erläutern wir Ihnen die sich aus 
dem BMF-Erlass ergebenden zusätzlichen Meldepflichten. 

*** 

Schließlich möchten wir Sie herzlich zu unserem jährlichen 

Seminar „Energie- und Stromsteuer, Energierecht 
und Energiemanagementsysteme“ 

am 26.04.2017 im Maritim Hotel Düsseldorf 

einladen. Experten aus Rechtsprechung, Lehre, Industrie und Beratung werden über 
aktuelle Themen der Energie- und Stromsteuer und des Energierechts referieren.  

Für Rückfragen stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung. 

Mit freundlichen Grüßen 

Dr. Karen Möhlenkamp ppa. Dr. Christoph Palme 
Rechtsanwältin  Senior Manager 
Partnerin 
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A.  Energie- und Stromsteuer  
 

A.1 Steuerentlastungen für Unternehmen des Produzierenden Gewerbe 

A.1.1 Entlastungsanspruch des Verwenders von Energieerzeugnissen 

Bundesfinanzhof, Urteil vom 20.09.2016, VII R 7/16 
 
Mit Urteil vom 20.09.2016 hat der Bundesfinanzhof (BFH) entschieden, dass der 
energiesteuerliche Entlastungsanspruch mit der Verwendung des bezogenen 
Energieerzeugnisses entsteht. Der Anspruch ist nicht von der Festsetzung und 
Entrichtung der Energiesteuer für das bezogene Energieerzeugnis abhängig.  
 
Eine GmbH beantragte im Jahr 2011 eine Energiesteuerentlastung für bestimmte 
Prozesse und Verfahren (§ 51 Abs. 1 EnergieStG) für das 2. Quartal 2011. Das 
Versorgungsunternehmen der GmbH meldete die Energiesteuer für die gelieferte 
Erdgasmenge im Jahr 2012 an. Aufgrund von Abrechnungsproblemen korrigierte 
die GmbH im Jahr 2013 den Antrag für das 2. Quartal 2011 und beantragte erst-
mals die Energiesteuerentlastung für das 3. Quartal 2011. Das Versorgungsunter-
nehmen gab im Jahr 2013 eine korrigierte Steueranmeldung für weitere von der 
Klägerin im September 2011 bezogene Erdgasmengen ab. Das Hauptzollamt ge-
währte lediglich für die vom Versorgungsunternehmen im Jahr 2013 angemeldeten 
Korrekturmengen für das 3. Quartal 2011 eine Entlastung. Die Entlastung der be-
reits im Jahr 2012 durch den Versorger angemeldeten Mengen wurde abgelehnt.  
 
Das FG München hatte dazu folgendes entschieden: Der Steuererstattungsan-
spruch nach § 51 Abs. 1 EnergieStG setzt voraus, dass die Energieerzeugnisse 
nachweislich versteuert sind. Eine nachweisliche Versteuerung hatte das Versor-
gungsunternehmen erst mit seiner Energiesteueranmeldung zum 31.5.2012 vor-
genommen. Insoweit konnte erst ab diesem Zeitpunkt der Steuerentlastungsan-
spruch entstanden sein. Vor diesem Hintergrund und unter Berücksichtigung der 
Festsetzungsverjährung nach § 169 Abs. 2 Nr. 1 AO konnte der Steuerentlas-
tungsanspruch der GmbH nach § 51 Abs. 1 EnergieStG auch erst zum 31.12.2013 
verjähren. Die Antragsfrist hätte sich entsprechend § 95 Abs. 1 Satz 4 EnergieStV 
ebenfalls verlängert. 
 
Der BFH ist dieser Auffassung nicht gefolgt und hat die Entlastungsvorschrift hin-
sichtlich des Tatbestandsmerkmals „nachweislich versteuert“ anders ausgelegt. 
Für die in der Entlastungsvorschrift verlangte nachweisliche Versteuerung ist laut 
BFH vielmehr folgendes maßgeblich: „…auf die Verwendung des Energieerzeug-
nisses abzustellen, dessen Bezug und Herkunft der Verwender buchmäßig nach-
zuweisen hat und bei dem davon ausgegangen werden kann, dass es auch in der 
Dokumentation des Lieferers bzw. Versorgers erfasst worden ist“. Es kommt hier-
bei nicht auf die Entstehung, die Festsetzung oder die Entrichtung der für das ver-
wendete Energieerzeugnis entstandenen Energiesteuer an. Der BFH vertritt die 
Auffassung, dass mit Ablauf des 31.12.2012 für beide Anträge die Festsetzungs-
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frist abgelaufen ist. Die Entlastungsansprüche sind durch den Eintritt der Festset-
zungsverjährung erloschen.  

Das Urteil des BFH klingt auf den ersten Blick gut, auch wenn der Klägerin im vor-
liegenden Fall der Entlastungsanspruch verloren geht. Denn hätte der BFH anders 
entschieden und bei der Frage der Gewährung des Steuerentlastungsanspruches 
auf die tatsächliche Steuerfestsetzung der Energiesteuer beim Lieferanten abge-
stellt, hätte sich die Frage ergeben, ob die Steuerentlastungsanträge grundsätzlich 
erst dann gestellt werden dürfen, wenn der Lieferant die zu entlastenden Mengen 
tatsächlich zur Versteuerung angemeldet hat. 

Praxistipp:  Die Entscheidung dürfte der bisherigen engen Auslegung durch die 
Hauptzollämter entsprechen und zeigt einmal mehr, dass bei der Antragstellung 
größte Sorgfalt geboten ist. Die verlängerte Antragsfrist, für Fälle in denen die 
Steuer erst nach der Verwendung durch einen Steuerbescheid festgesetzt wird, 
war nicht entscheidungserheblich. Sie wird von den Hauptzollämtern regelmäßig 
nur in wenigen Fällen, wie zum Beispiel nach einer Außenprüfung, akzeptiert 

A.1.2 Neue Dienstvorschriften vom 09.10.2015 zu den Energie- und Stromsteuer-
entlastungen nach § 9a StromStG und § 51 Abs. 1 Nr. 1 EnergieStG 

BMF-Erlass vom 09.10.2015, E-VSF-N 40 2015 vom 29.10.2016 und E-VSF-N 41 
2015 vom 30.10.2016 

Am 09.10.2015 hat das BMF neue Dienstvorschriften zu den Energie- und 
Stromsteuerentlastungen nach § 9a StromStG und § 51 Abs. 1 Nr. 1 EnergieStG 
erlassen. Diese Entlastungstatbestände ermöglichen grundsätzlich die vollständige 
Steuerentlastung von für bestimmte Prozesse und Verfahren entnommenen Strom 
bzw. verwendete Energieerzeugnisse.  

Aus den aktuellen Dienstvorschriften ergeben sich Einschränkungen für diese 
Steuerentlastungen im Vergleich zur bisher geltenden Rechtspraxis und neue Ab-
grenzungsprobleme für die Entlastungsberechtigten. Insbesondere sind die ent-
nommenen Strommengen bzw. die verwendeten Energieerzeugnisse zur Bestim-
mung der entlastungsfähigen Mengen zukünftig grundsätzlich durch installierte 
Zähler zu messen. Nur noch im Einzelfall können die Verbrauchsmengen anhand 
geeigneter Unterlagen und/oder Methoden geschätzt werden, sofern der Einbau 
aus technischen Gründen nicht oder nur mit unvertretbarem Aufwand möglich ist. 
In diesen Fällen muss die Mengenermittlung nach den allgemein anerkannten Re-
geln der Technik erfolgen und für das Veranlagungshauptzollamt sowie den Be-
triebsprüfung jederzeit nachprüf- und nachvollziehbar sein. Wir empfehlen, sich im 
Einzelfall mit dem zuständigen Hauptzollamt abzusprechen. 

Die neuen Dienstvorschriften beginnen jeweils mit einer Einführung, in der allge-
meine Regelungen zu den Steuerentlastungen zu finden sind, z. B. zur Betriebser-
klärung, zur Mengenermittlung oder zum buchmäßigen Nachweis. Auch zur for-
mellen Antragstellung wird in der Einführung Bezug genommen. 
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Nach den neuen Dienstvorschriften können verschiedene Steuerentlastungen für 
dieselbe Menge an elektrischen Strom bzw. an Energieerzeugnissen nebeneinan-
der gewährt werden, z. B. die Steuerentlastung nach § 9a StromStG neben den 
Steuerentlastungen nach § 9b und § 10 StromStG. Voraussetzung ist, dass der 
Gesamtbetrag der Entlastungen die festgesetzte Steuer nicht übersteigt. Besteht 
beispielsweise ein Prüfungsbedarf hinsichtlich des Entlastungsanspruches nach 
§ 9a StromStG, können in diesem Fall zunächst die Steuerentlastungen nach 
§§ 9b, 10 StromStG ausgezahlt werden. Wenn feststeht, dass die Voraussetzun-
gen für die Entlastung nach § 9a StromStG vorliegen, soll anschließend nur noch 
der Differenzbetrag zur vollständigen Entlastung gewährt werden. Sofern unklar 
ist, ob bzw. welcher Entlastungsanspruch nach § 9a StromStG und/oder § 51 
Abs. 1 Nr. 1 EnergieStG besteht, sollten die Antragsteller im Ergebnis zur formel-
len Fristwahrung parallel alle in Betracht kommenden Entlastungsanträge auf amt-
lichem Formblatt stellen. Bei der Einreichung der Anträge ist auf die mehrfache 
Beantragung im Anschreiben an das Hauptzollamt hinzuweisen. 
 
Die Finanzverwaltung nimmt auch zu der Frage Stellung, wer Entlastungsberech-
tigter ist, sofern Subunternehmen einen begünstigten Prozess im Unternehmen ih-
res Auftraggebers teilweise durchführen. In diesem Fall soll der Auftraggeber zur 
vollständigen Entlastung des eingesetzten Stroms und der verwendeten Energie-
erzeugnisse berechtigt sein, sofern er die unmittelbare Sachherrschaft über den 
Strom und die Energieerzeugnisse hat und die Durchführung des Prozesses be-
stimmt. Dies sei der Fall, sofern der Auftraggeber die technischen Parameter vor-
gebe und die ausschließliche Verfügungsgewalt über den eingesetzten elektri-
schen Strom bzw. die eingesetzten Energieerzeugnisse besitze. 
 
Die auf die Einführung folgenden Kapitel der neuen Dienstvorschriften beinhalten 
Spezialvorschriften zu den einzelnen Entlastungstatbeständen, wobei die Finanz-
verwaltung bisher nur zu den begünstigen Prozessen der Elektrolyse (§ 9a Abs. 1 
Nr. 1 StromStG), der mineralogischen Verfahren (§ 9a Abs. 1 Nr. 2 StromStG bzw. 
§ 51 Abs. 1 Nr. 1 Bst. a) EnergieStG) und der Metallerzeugung und -bearbeitung 
(§ 9a Abs. 1 Nr. 3 StromStG bzw. § 51 Abs. 1 Nr. 1 Bst. b) EnergieStG) Stellung 
bezogen hat. Spezielle Regelungen zur chemischen Reduktion und zu den Dual-
Use-Prozessen sollen später veröffentlicht werden. Zur Steuerentlastung für die 
thermische Abfall- und Abluftbehandlung nach § 51 Abs. 1 Nr. 2 EnergieStG wurde 
bereits eine eigenständige Dienstvorschrift veröffentlicht. 
 
Die Dienstvorschriften treten grundsätzlich mit sofortiger Wirkung in Kraft. Somit 
können für Ihr Unternehmen positive Auslegungen ab sofort für alle offenen Fälle 
in der Diskussion mit den Hauptzollämtern verwendet werden. Sofern sich die 
Rechtsauffassung zu Lasten der Beteiligten geändert hat, sind die Regelungen der 
Dienstvorschriften erst für ab dem 01.01.2016 entnommenen Strom bzw. verwen-
dete Energieerzeugnisse anwendbar.  
 
Insbesondere ist zu beachten, dass die Hauptzollämter aufgrund der neuen 
Dienstvorschriften angewiesen sind, gewährte Entlastungen für begünstigte Pro-
zesse und Verfahren hinsichtlich der neuen Abgrenzungskriterien zu überprüfen. 
Um bösen Überraschungen vorzubeugen, empfehlen wir Ihnen, sich zeitnah mit 
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uns in Verbindung zu setzen, um die Voraussetzungen für die Steuerentlastungen 
2016 zu erörtern. 

A.1.3 Keine Entnahme von Strom für die Elektrolyse nach § 9a Abs. 1 Nr. 1 
StromStG, soweit dieser nicht an den Elektroden angelegt wird 

Bundesfinanzhof, Urteil vom 30.06.2015, VII R 52/13 

Die Klägerin im vorliegenden Verfahren stellt u.a. Kupfer mittels Elektrolyse her. 
Bei diesem Produktionsprozess wird Strom nicht nur für die elektrische Spannung 
zwischen Anoden- und Kathodenplatte verwendet, sondern auch bei der Bewe-
gung des Elektrolyts, dem Umpumpen einer säurehaltigen Lösung, den maschinel-
len Transport der Platten und der Luftreinigung. Für diesen im Zusammenhang mit 
der Elektrolyse stehenden Strom hatte die Beklagte die Steuerentlastung nach 
§ 9a Abs. 1 Nr. 1 StromStG beantragt. Nachdem das HZA die Steuerentlastung
zunächst gewährt hatte, wurde die Entlastung für die Strommengen, die nicht un-
mittelbar an den Elektroden verwendet wurden, infolge einer Außenprüfung von 
der Finanzverwaltung zurückgefordert. 

Der BFH hat mit Urteil vom 30.06.2015 entschieden, dass die Steuerentlastung 
nach § 9a Abs.1 Nr. 1 StromStG lediglich für den Strom gewährt werden kann, der 
an den Elektroden angelegt wird. Strom, der für andere Zwecke, z. B. in Mess-, 
Steuerungs- oder Beleuchtungsanlagen oder als Kraftstrom zum Antrieb von Moto-
ren eingesetzt wird, sei dagegen nicht entlastungsfähig. Nach Ansicht des BFHs 
fehlten sprachliche Anhaltspunkte für den Einwand der Klägerin, dass die in der 
EnergieStRL verwendete Formulierung „bei der Elektrolyse“ einen erweiterten An-
wendungsbereich impliziere als die im StromStG verwendete Wortwahl „für die 
Elektrolyse“. Auch die Argumentation der Klägerin, dass der Begriff der Elektrolyse 
gesetzlich nicht definiert sei und demnach nach dem technischen Verständnis 
nicht in einen Kern- und Nebenprozesse aufzuteilen sei, wurde vom BFH nicht be-
achtet.  

Praxistipp:  Bei der Beantragung der Steuerentlastung nach § 9a StromStG bzw. 
§ 51 EnergieStG ist auf eine genaue Abgrenzung der begünstigten Prozesse und
Verfahren zu achten. 

A.1.4 Keine Steuerentlastung für zur Kühlung bei der Flachglasherstellung ver-
wendeten Kraftstrom 

Bundesfinanzhof, Urteil vom 30.06.2015, VII R 11/14 

Mit Urteil vom 30.06.2015 hat der BFH entschieden, dass die Steuerentlastung für 
mineralogische Verfahren nach § 9a Abs. 1 Nr. 2 StromStG lediglich für thermi-
sche Prozesse anzuwenden ist. Eine Steuerentlastung für in Elektromotoren, wie 
z. B. Gebläsen und Lüftern, eingesetzten Strom soll dagegen nicht möglich sein.

Im Streitfall liegt eine Anlage zur Herstellung von Floatglas (Basisglas) vor. Die zur 
Glasherstellung verwendeten Ausgangsstoffe werden hierfür bei einer Temperatur 
von ca. 1500°C geschmolzen. Zum Weiterverarbeiten der Glasschmelze, etwa Be-
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schichten, Tempern und Schneiden, muss die Temperatur des Glases zunächst 
kontrolliert auf ca. 600°C gesenkt werden. Dies geschieht hauptsächlich durch den 
Einsatz von Lüftern und Gebläsen.  
 
Der Anlagenbetreiber beantragte für den zum Schmelzen, Floaten und Kühlen im 
Jahr 2009 verwendeten Strom eine Stromsteuerentlastung nach § 9a StromStG, 
die das Hauptzollamt zunächst gewährte. Im Rahmen einer Außenprüfung wurde 
dann festgestellt, dass der Strom nicht nur als Wärmestrom, sondern auch als 
Kraftstrom (u.a. für die Lüfter und Gebläse) eingesetzt wird. Daraufhin berichtigte 
das Hauptzollamt die gewährte Steuerentlastung. Einspruch und Klage des Anla-
genbetreibers hatten keinen Erfolg. Auch die Revision gegen das Urteil des Säch-
sischen Finanzgerichts vom 14.01.2014 wurde nun als unbegründet zurückgewie-
sen.  
 
Nach Ansicht des BFH bezieht sich die als abschließend zu betrachtende Aufzäh-
lung der Wärmebehandlungsprozesse in § 9a Abs. 1 Nr. 2 StromStG a.F. auf 
sämtliche in der Vorschrift genannten Erzeugnisse und somit auch auf die Herstel-
lung von Glas und Glaswaren. Der Begriff Erzeugnisse sei als Oberbegriff zu ver-
stehen. Da nur solche Prozesse steuerlich begünstigt seien, bei denen Strom zur 
Erzeugung von Wärme eingesetzt wird, komme eine Steuerentlastung für den in 
Lüftern und Gebläsen zur Generierung motorischer Leistung verwendeter Strom 
nicht in Betracht.  
 
Praxistipp:  Bei der Beantragung der Steuerentlastungen nach § 9a StromStG 
bzw. § 51 EnergieStG ist auf eine genaue Abgrenzung der begünstigten Prozesse 
und Verfahren zu achten. Die Entlastung kann lediglich für Wärmebehandlungen 
entnommenen Strom bzw. verwendete Energieerzeugnisse beantragt werden. 
 

A.1.5 Steuerentlastung für Dual-Use-Verfahren beim Einsatz der Verbrennu ngs-
produkte lediglich zur Produktverbesserung 

Bundesfinanzhof, Urteil vom 10.11.2015, VII R 40/14 
 
Nach § 51 Abs. 1 Nr. 2 EnergieStG können Energieerzeugnisse, die gleichzeitig zu 
Heizzwecken und zu anderen Zwecken als als Heiz- oder Kraftstoff (sog. Dual-
Use-Verfahren) eingesetzt werden, vollständig von der Energiesteuer entlastet 
werden.  
 
Bei der Herstellung von Natriumpercarbonat als Komponente von Bleichmitteln in 
Haushaltswaschmitteln setzt die Klägerin Erdgas zur Erzeugung von Prozesswär-
me ein. Anschließend wird das bei der Verbrennung des Erdgases entstehende 
Kohlendioxid im Abgas zur Bildung von Natriumhydrogencarbonat verwendet. Das 
Natriumhydrogencarbonat geht in die Prozesslösung ein. Im Ergebnis beeinflusst 
das Kohlendioxid wesentlich die Eigenschaften des Endprodukts, wie bspw. Bruch-
festigkeit, Abrieb, Schüttgewicht und chemische Stabilität. Der Anteil des im Rah-
men der chemischen Reaktionen mit Kohlendioxid entstehenden Natriumhydro-
carbonats an der Substanz des von der hergestellten Endprodukts Natriumpercar-
bonat beträgt 2,6 bis 2,9 %. Das HZA hat die beantragte Steuerentlastung für Du-
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al-Verfahren abgelehnt, weil die Zuführung des Kohlendioxids für den Produktions-
prozess nicht erforderlich sei und somit nur zur Produktverbesserung diene, was 
für die Gewährung der Steuerentlastung nicht ausreichend sei. 
 
Mit Urteil vom 10.11.2015, VII R 40/14 hat der BFH diesbezüglich entschieden, 
dass sich aus den unionsrechtlichen und nationalen Vorgaben weder die Erforder-
nis einer wesentlichen Verwendung der eingesetzten Energieerzeugnisse zu ande-
ren Zwecken als als Heiz- oder Kraftstoff noch eine Rangfolge der Verwendungs-
zwecke ableiten lasse. Stattdessen sei für die Gewährung der Steuerentlastung 
lediglich entscheidend, dass das Energieerzeugnis selbst oder dessen Verbren-
nungsprodukte für den Abschluss des Produktionsprozesses erforderlich seien, 
wobei eine stoffliche Verbindung zwischen dem Energieerzeugnis und dem herge-
stellten Endprodukt nicht gefordert werde. Da das Endprodukt lediglich aufgrund 
der Zuführung des bei der Verbrennung des Erdgases entstandenen Kohlendioxid 
eine verbesserte Alternative zum traditionellen Bleichmittel Perborat sei, könne da-
von ausgegangen werden, dass der Produktionsprozess, d.h. der Prozess, der im 
Streitfall zu dem nachgefragten und marktfähigen Endprodukt führt, nicht ohne den 
Einsatz des Verbrennungsprodukts Kohlendioxid zu Ende geführt werden könne, 
so dass die tatbestandlichen Voraussetzungen des § 51 Abs. 1 Nr. 1 Buchst. d 
EnergieStG erfüllt seien. 
 
Praxistipp:  Aufgrund der BFH-Rechtsprechung sollte geprüft werden, ob möglich-
erweise zusätzliche Sachverhalte unter die Steuerentlastung für Dual-Use-Ver-
fahren fallen. 
 

A.1.6 Keine Steuerentlastung für rechtlich selbstständige Filialen einer Großbä -
ckerei 

Bundesfinanzhof, Urteil vom 21.08.2014, VII R 11/13 
 
Im vorliegenden Fall klagt eine Großbäckerei gegen den Widerruf ihrer Erlaubnis 
zur Entnahme von Strom zum begünstigten Steuersatz nach § 9 Abs. 4 StromStG 
a.F. für ihre Filialen. Laut § 9 Abs. 3 StromStG a.F. unterliegt der Strom einem er-
mäßigten Steuersatz, wenn er von Unternehmen des Produzierenden Gewerbes 
für betriebliche Zwecke entnommen wird. Die Großbäckerei betreibt ihre Produkte 
über ein Netz von Filialen. Die Filialen werden mit Teigrohlingen beliefert, die dort 
jeweils für den Endkunden fertiggebacken werden. 
 
Nach der Auffassung des BFH hatte das FG zu Recht entschieden, dass der Klä-
gerin keine Begünstigung zustehe, da der Strom der Filialen nicht der Großbäcke-
rei zuzurechnen sei. Somit sei die zuvor erteilte Erlaubnis rechtmäßig widerrufen 
worden. Zwar handelt es sich bei der Klägerin unstrittig um ein Unternehmen des 
Produzierenden Gewerbes, allerdings wird gem. § 2 Nr. 4 StromStG die jeweils 
kleinste rechtlich selbständige Einheit und kein Unternehmensverbund begünstigt. 
Hierbei wird dem Wortlaut folgend auf Unternehmen als solche und nicht auf Vor-
gänge in der Produktion abgestellt. Dieser Stringenz folgend kommt der BFH auch 
bei den selbständigen Handelsvertretern zu dem Schluss, dass diese als kleinste 
selbständige Einheiten gem. § 2 Nr. 4 StromStG nicht von der Erlaubnis zur Ent-
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nahme von Strom zum begünstigten Steuersatz nach § 9 Abs. 4 StromStG a.F. der 
Großbäckerei umfasst sind.  

Praxistipp:  Die Steuerentlastungen zur Strom- und Energiesteuer können lediglich 
für den Strom bzw. die Energieerzeugnisse beantragt werden, die von der den An-
trag stellenden rechtlich selbstständigen Einheit selbst entnommen bzw. verwen-
det wurden. 

A.1.7 Entlastungsberechtigter bei der Weiterberechnung des Stroms durch einen 
Messeveranstalter an die Aussteller 

FG Düsseldorf, Urteil vom 08.07.2015, 4 K 185/14 VSt 

Im vorliegenden Fall hat ein Messeveranstalter die Steuerentlastung für Unter-
nehmen des Produzierenden Gewerbes nach § 9b StromStG für den Strom bean-
tragt, der von den Messeständen der Aussteller verbraucht wurde. Die alleinige 
Nutzung der einzelnen Verbrauchsstellen durch die jeweiligen Aussteller ist mittels 
technischer Maßnahmen sichergestellt. Der Messeveranstalter hat den Ausstellern 
den jeweils entnommen Strom zu Selbstkostenpreisen berechnet und verkauft.  

Entlastungsberechtigter nach § 9b Abs. 3 StromStG ist derjenige, der den Strom 
entnommen hat. Nach Ansicht des FG Düsseldorf haben im vorliegenden Fall nicht 
der Messeveranstalter, sondern die Aussteller den Strom entnommen, so dass die 
Messegesellschaft nicht nach § 9b StromStG entlastungsberechtigt sei. Nach 
BFH-Rechtsprechung stellt die Entnahme von Strom einen Realakt dar, mit dem 
der eigentliche Stromverwender, der Letztverbraucher, den Strom verbraucht (BFH 
Beschluss vom 31.01.2008). Letztverbraucher seien im Streitfall dementsprechend 
die jeweiligen Aussteller, die durch ihre Tätigkeit während der Ausstellung den 
Strom für eigene betriebliche Zwecke verwenden. Zudem leistet der Messeveran-
stalter den Strom aufgrund vertraglicher Bestimmungen an die Aussteller. 

Praxistipp:  Wer Strom an Dritte abgibt, sollte genau prüfen, für welche Strom-
mengen eine Steuerentlastung nach § 9b StromStG beantragen kann. 

A.1.8 Verfahrensvereinfachungen bei der Durchführung von Vor-Ort-Prüfu ngen im 
Rahmen des alternativen Systems 

Bekanntmachung der DAkkS GmbH und der DAU GmbH vom 16.09.2015 

Seit dem Antragsjahr 2013 können die Steuerentlastungen nach § 10 StromStG 
bzw. § 55 EnergieStG (sog. Spitzenausgleich) grundsätzlich nur noch gewährt 
werden, wenn das antragstellende Unternehmen nachweist, dass es ein vollstän-
dig implementiertes, d.h. grundsätzlich das Gesamtunternehmen umfassendes, 
Energiemanagementsystem (EMS) nach DIN EN ISO 50001, ein Umweltmanage-
mentsystem (UMS) nach Art. 13 VO 1221/2009/EG (EMAS-Verordnung) oder bei 
kleinen und mittleren Unternehmen (KMU) ein alternatives System zur Verbesse-
rung der Energieeffizienz (alternatives System) betreibt. Neugegründete Unter-



INFOLETTER  
Energiesteuern, Energierecht & Energiemanagementsys teme 

 

# 7 
Dezember 2016 

Seite 11 von 29 

nehmen können Vereinfachungen in Anspruch nehmen. Die Nachweisführung rich-
tet sich nach der Spitzenausgleich-Effizienzsystemverordnung (SpaEfV). 
 
EMS, UMS und alternative Systeme sind durch Energie- bzw. Umweltauditoren zu 
zertifizieren. Einen Schwerpunkt des Zertifizierungsprozesses bilden dabei die 
grundsätzlich jährlich erfolgenden Vor-Ort-Prüfungen. Im Rahmen der EMS und 
UMS sind hierzu verschiedene Erleichterungen möglich. Beispielweile kann bei der 
EMS-Zertifizierung von Unternehmern mit mehreren Standorten das sogenannte 
Multi-Site-Verfahren angewandt werden, bei dem lediglich eine jährliche Vor-Ort-
Auditierung der Organisationszentrale sowie einer Stichprobenauswahl von Stand-
orten erfolgt. Bei der EMAS-Registrierung können KMU den Prüfrhythmus der Vor-
Ort-Auditierung auf zwei Jahre verlängern, sofern es sich um Ein-Standort-Unter-
nehmen handelt. Auch bei KMUs mit mehren Standorten kann der Prüfrhythmus 
ggf. verlängert werden. 
 
Um auch KMUs, die alternative Systeme betreiben, Verfahrensvereinfachungen 
bei der Durchführung von Vor-Ort-Prüfungen zu ermöglichen, haben die DAkkS 
GmbH und die DAU GmbH als nach § 4 Abs. 3 SpaEfV zuständige Stellen mit Be-
kanntmachung vom 16.09.2015 Erleichterungen zugelassen. Analog zu EMS und 
UMS kann nun auch im Rahmen des alternativen Systems die Multi-Site-Regel 
angewendet oder alternativ das Vor-Ort-Prüfintervall verlängert werden. Die Ver-
einfachungen gelten für die Nachweisführung bei alternativen Systemen zur Ver-
besserung der Energieeffizienz im sogenannten Regelverfahren ab dem Antrags-
jahr 2015 und können von den Energieauditoren somit ab sofort angewendet wer-
den. Bei der Prüfung der neuen Erleichterungen ist im ersten Schritt nach der An-
zahl der Standorte des zu zertifizierenden Unternehmens zu unterscheiden. 
 
Unternehmen mit einem Standort 
 
Ab dem Antragsjahr 2015 kann der Prüfrhythmus der Vor-Ort-Auditierung bei Ein-
Standort-Unternehmen grundsätzlich auf zwei Jahre verlängert werden. Zusätzlich 
ist eine jährliche dokumentenbasierte Prüfung durch den Auditor erforderlich. Die-
se umfasst jeweils den aktualisierten Energieauditbericht DIN 16247-1 (Anlage 1 
SpaEfV) bzw. die Datenerfassung nach den Tabellen 1-3 der Anlage 2 SpaEfV 
und die jährliche Bewertung/Beschlussfassung der Geschäftsführung zum Stand 
der Maßnahmenplanung (Ziffer 4 Anlage 2 SpaEfV). 
 
Es ist zu beachten, dass bei erheblichen Veränderungen der Energieeinsatzmen-
gen, einem Wechsel der Energieträger oder Änderungen der Unternehmensstruk-
tur eine Vor-Ort-Auditierung zwingend erforderlich ist. 
 
Unternehmen mit mehreren gleichartigen Standorten 
 
Unternehmen mit mehreren gleichartigen Standorten müssen entscheiden, ob sie 
ab dem Antragsjahr 2015 die Multi-Site-Regelung, d.h. jährliche Vor-Ort-Audi-
tierung der Organisationszentrale sowie einer Stichprobenauswahl von Standorten, 
oder eine Verlängerung des Vor-Ort-Prüfungsintervalls im Sinne von Art. 7 der 
EMAS-Verordnung, d.h. zweijährliche Vor-Ort-Audits von ausgewählten Standor-
ten neben einer jährlichen dokumentenbasierten Prüfung, in Anspruch nehmen 



INFOLETTER  
Energiesteuern, Energierecht & Energiemanagementsysteme 

# 7 
Dezember 2016 

Seite 12 von 29 

möchten. Beim zweiten Verfahren muss sichergestellt werden, dass alle Standorte 
des Unternehmens mindestens alle 4 Jahre vor Ort überprüft werden. 

Auch bei Unternehmen mit mehreren Standorten ist zu beachten, dass bei erhebli-
chen Veränderungen der Energieeinsatzmengen, einem Wechsel der Energieträ-
ger oder Änderungen der Unternehmensstruktur eine Vor-Ort-Auditierung an 
dem/den betroffenen Standort/en zwingend erforderlich ist. 

A.2 Stromerzeugungs- und KWK-Anlagen  

A.2.1 DV Energieerzeugung: Gewährung mehrerer Entlastungstatbestände für eine 
Anlage 

BMF-Erlass vom 19.10.2015, E-VSF-N 42 2015 vom 04.11.2015 

Mit Erlass vom 19.10.2015 hat das BMF Absatz 15 DV Energieerzeugung a.F. ge-
strichen und durch die neuen Absätze 15, 15a und 15b DV Energieerzeugung n.F. 
ersetzt.  

Nach der bisherigen Regelung konnten die Entlastungsberechtigten je Anlage nur 
einen Entlastungsantrag nach § 53 EnergieStG, nach § 53a EnergieStG oder nach 
§ 53b EnergieStG stellen. Der Grundsatz „ein Antrag je Anlage“ führte zu einer
nicht aus Energiesteuergesetz und -verordnung ableitbaren Einschränkung der 
Steuerentlastungen für in KWK-Anlagen mit elektrischen Nennleistung von über 
2 MWel eingesetzten Energieerzeugnissen, sofern die erzeugte mechanische 
Energie neben der Stromerzeugung und auch zu anderen Zwecken, wie z. B. der 
Druckluftgewinnung, eingesetzt wird. Sofern die Hauptbestandteile der Anlage 
noch nicht abgeschrieben sind, kann der Entlastungsberechtigte in diesem Fall die 
vollständige Steuerentlastung nach § 53a EnergieStG für sämtliche zur Erzeugung 
von mechanischer Energie eingesetzten Energieerzeugnisse in Anspruch nehmen. 
Sind die Hauptbestandteile der Anlage dagegen bereits abgeschrieben, besteht 
grundsätzlich ein vollständiger Entlastungsanspruch nach § 53 EnergieStG für die 
zur Stromerzeugung eingesetzten Mengen und ein lediglich teilweiser Entlas-
tungsanspruch nach § 53b EnergieStG für die zur Gewinnung der restlichen me-
chanischen Energie eingesetzten Mengen. Aufgrund des Grundsatzes „ein Antrag 
je Anlage“ mussten die Anlagenbetreiber in diesem Fall jedoch entscheiden, ob sie 
entweder die teilweise Steuerentlastung nach § 53b EnergieStG für sämtliche 
Mengen oder alternativ die vollständige Steuerentlastung nach § 53 EnergieStG 
für die zur Stromerzeugung eingesetzten Mengen und zusätzlich die teilweisen 
Steuerentlastungen nach §§ 54, 55 EnergieStG für die restlichen Mengen beantra-
gen wollten. Je nach Anlage konnte die erste oder die zweite Variante vorteilhafter 
sein. 

Mit dem Erlass vom 19.10.2015 hat das BMF nun eingesehen, dass der Grundsatz 
„ein Antrag je Anlage“ eine verfassungswidrige Einschränkung einer Steuerentlas-
tung auf dem Verwaltungsweg darstellt. Auch vor dem Hintergrund der sich aus 
dem Gemeinschaftsrecht ergebenden verpflichtenden Steuerbefreiung für zur 
Stromerzeugung eingesetzte Energieerzeugnisse nach Art. 14 Abs. 1 lit. a) RL 
2003/96/EG war Absatz 15 DV Energieerzeugung a.F. kritisch zu beurteilen. 
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In Absatz 15 DV Energieerzeugung n.F. ist nunmehr festgelegt, dass in einer An-
lage nach § 9 EnergieStV gegebenenfalls mehrere Teilprozesse ablaufen, so dass 
unter Umständen mehrere Entlastungstatbestände verwirklicht werden, die neben-
einander beantragt werden können. Die Teilprozesse innerhalb einer Anlage sind 
nach den allgemein anerkannten Regeln der Technik abzugrenzen und energe-
tisch zu bewerten. Bei der energetischen Bilanzierung sind die einzelnen ablau-
fenden Teilprozesse in der Anlage in KWK-, Kondensations- bzw. mechanische 
Anteile zu zerlegen. Die hierfür eingesetzten Energieerzeugnisse sind diesen Teil-
prozessen entsprechend ihres Anteils am Gesamtenergieeinsatz zuzurechnen. Im 
Ergebnis können Anlagenbetreiber im oben beschriebenen Sachverhalt nunmehr 
einen Steuerentlastungsantrag nach § 53 EnergieStG für die zur Stromerzeugung 
eingesetzten Energieerzeugnisse und zusätzlich einen Antrag nach § 53b Ener-
gieStG für die zur Gewinnung der restlichen mechanischen Energie verwendeten 
Energieerzeugnisse beantragen.  

Die Neuregelung ist ab sofort für alle offenen Fälle anzuwenden. Sofern Ihnen be-
reits Steuerentlastungen auf Grundlage des Absatz 15 DV Energieerzeugung a.F. 
gewährt wurden, empfehlen wir unverzüglich Änderungsanträge nach § 164 Abs. 2 
AO zu stellen, um eine Festsetzungsverjährung zu vermeiden. 

Einschränkend wird in Absatz 15 DV Energieerzeugung n.F. darauf hingewiesen, 
dass trotz der getrennten energetischen Bewertung der Teilprozesse steuerrecht-
lich weiterhin lediglich eine Anlage nach § 9 Abs. 1 EnergieStV vorliege. Innerhalb 
einer Anlage könne nur eine Entlastung für die gekoppelte Erzeugung von Kraft 
und Wärme gewährt werden. Die Aufteilung einer KWK-Anlage in einen vollständig 
nach § 53a EnergieStG und einen teilweise nach § 53b EnergieStG entlastbaren 
Anteil sei deshalb ausgeschlossen. Die Einschränkung ergibt sich daraus, dass die 
Abschreibungsdauer, der Nutzungsgrad und die Primärenergieeinsparung für die 
Gesamtanlage und nicht für einzelne Anlagenbestandteile ermittelt werden. 

Nach Absatz 15a DV Energieerzeugung n.F. wird nun klargestellt, dass Betreiber 
von KWK-Anlagen, die die teilweise Steuerentlastung nach § 53b EnergieStG in 
Anspruch nehmen und Energieerzeugnisse sowohl zum Verheizen als auch zum 
Antrieb von Verbrennungsmotoren oder Gasturbinen einsetzen, wegen der unter-
schiedlichen gemeinschaftsrechtlichen Mindeststeuersätze sowohl Anträge nach 
§ 53b Abs. 1 EnergieStG (Heizstoffverwendung) als auch nach § 53b Abs. 4 Ener-
gieStG (Kraftstoffverwendung) auf den jeweiligen amtlichen Vordrucken einreichen 
sollen. 

Zur Verringerung des Verwaltungsaufwandes regelt der neu eingefügte Absatz 15b 
DV Energieerzeugung n.F., dass bei einer aus mehreren Einheiten bestehenden 
KWK-Anlage mit einer elektrischen Nennleistung von bis zu 2 MWel für das gesam-
te Jahr von nur einer Anlage ausgegangen werden kann, auch wenn die KWK-
Einheiten saisonal an unterschiedlichen Standorten betrieben werden. 
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A.2.2 DV Energieerzeugung: Nachweis der Hocheffizienz und Abschreibungsz eit-
raum 

BMF-Erlass vom 08.12.2015, E-VSF-N 47 2015 vom 23.12.2015 
 
Mit Erlass vom 08.12.2015 hat das BMF die Absätze 122, 123a, 134a, 142 geän-
dert bzw. neu in die DV Energieerzeugung aufgenommen. Die Änderungen betref-
fen den Nachweis der Hocheffizienz sowie die Bestimmung des Abschreibungs-
zeitraums im Rahmen der Steuerentlastung nach § 53a EnergieStG:  
 
Nachweis der Hocheffizienz 
 
Für die Gewährung der vollständigen Steuerentlastung setzt § 53a EnergieStG 
neben einem Jahres- oder Monatsnutzgrad von min. 70 % voraus, dass der An-
tragsteller nachweist, dass die entsprechende Anlage als hocheffizient im Sinne 
der Energieeffizienzrichtlinie (RL 2012/27/EU; Nachfolgerichtlinie der KWK-
Richtlinie 2004/8/EG) einzustufen ist. Dies ist der Fall, wenn die Anlage eine Pri-
märenergieeinsparung (PEE) von mehr als 0 % bei Anlagen mit einer elektrischen 
Nennleistung bis zu 1 MWel bzw. von mehr als 10 % bei Anlagen mit einer elektri-
schen Nennleistung von über 1 MWel ermöglicht. Die Primärenergieeinsparung be-
schreibt den Umfang der Energieeinsparung durch die kombinierte Produktion von 
Strom und Wärme im Vergleich zum Energieeinsatz im Fall der getrennten Erzeu-
gung von Strom und Wärme. 
 
Der Antragsteller hat die Hocheffizienz seiner Anlage gegenüber dem Hauptzoll-
amt nachzuweisen. Der Hocheffizienznachweis ist nach Abs. 122 DV Energieer-
zeugung n.F. zehn Jahre ab dem Jahr der ersten Inbetriebnahme gültig. Dies gilt 
auch im Falle eines Verkaufs der Anlage. Das Datum der Ausstellung des Nach-
weises ist irrelevant. Nach Abs. 123a DV Energieerzeugung n.F. beginnt die Frist 
ab dem Jahr der Modernisierung einer Anlage neu, sofern das Bundesamt für 
Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle (BAFA) einen Nachweis über die Hocheffizienz 
wegen Modernisierung nach § 5 KWKG 2002 (50%) erstellt hat. 
 
Ab dem elften Jahr nach der ersten Inbetriebnahme ist ein Hocheffizienznachweis 
zu führen, der auf den Wirkungsgrad-Referenzwerten beruht, die für eine zehn 
Jahre alte KWK-Anlage gelten. Dieser Hocheffizienznachweis ist lediglich ein Jahr 
gültig. Für jedes Folgejahr ist jeweils ein neuer Hocheffizienznachweis zu führen. 
 
Sofern der Hocheffizienznachweis erstmals mit Referenzwerten geführt wird, die 
sich nicht auf das Jahr der Inbetriebnahme, sondern auf einen Referenzwert fol-
gender Jahre beziehen, beginnt die Gültigkeitsdauer ab dem Jahr, für das der Re-
ferenzwert festgelegt worden ist. Wenn ein Referenzwert über mehrere Jahre hin-
weg konstant bleibt, beginnt die Berechnung der Gültigkeit des Nachweises ab 
dem letzten Jahr des gültigen Referenzwertes (Abs. 122 DV Energieerzeugung 
n.F.). 
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Bestimmung des Abschreibungszeitraums 

Die Steuerentlastung nach § 53a EnergieStG ist auf den Zeitraum bis zur vollstän-
digen Abschreibung der Hauptbestandteile der KWK-Anlage nach den üblichen Bi-
lanzierungsregeln beschränkt. Die Bestimmung der betriebsgewöhnlichen Nut-
zungsdauer erfolgt grundsätzlich nach den Erfahrungen der steuerlichen Betriebs-
prüfung beim Vollzug des § 7 EStG (AfA-Tabellen). Sofern das Finanzamt aus ein-
kommensteuerrechtlichen Gründen „lange“ Abschreibungsfristen anerkannt hat, 
sind diese auch für die Steuerentlastung nach § 53a EnergieStG maßgeblich 
(Abs. 134 DV Energieerzeugung).  

Vor diesem Hintergrund ist nach Abs. 134a DV Energieerzeugung n.F. nunmehr zu 
beachten, dass Blockheizkraftwerke (BHKWs) ab dem 01.01.2016 wie ein wesent-
licher Bestandteil des Gebäudes behandelt werden. Hiervon betroffen sind diejeni-
gen Anlagen, die keine Betriebsvorrichtung darstellen, d.h. deren eigentlicher 
Zweck in der Gebäude- und Wasserbeheizung liegt. Die Anschaffungs- oder Her-
stellungskosten des BHKWs sind somit bei Neuanschaffung oder -bau dem Ge-
bäude zuzurechnen. Eine eigenständige Bilanzierung des BHKWs ist dagegen 
nicht mehr vorgesehen. Während die AfA-Tabellen für BHKWs eine betriebsge-
wöhnliche Nutzungsdauer von 10 Jahren vorsehen, beträgt die betriebsgewöhnli-
che Nutzungsdauer für Gebäude grundsätzlich 50 Jahre. Wird das BHKW ausge-
tauscht, ist der anfallende Erhaltungsaufwand sofort in voller Höhe steuerlich ab-
setzbar.  

Für bis zum 31. Dezember 2015 angeschaffte, hergestellte oder verbindlich be-
stellte BHKWs gewährt die Finanzverwaltung einen Vertrauensschutz. Für die An-
lagenbetreiber besteht ein verbindliches Wahlrecht zwischen neuer und alter Ver-
waltungsauffassung. Das Wahlrecht ist gegenüber dem Finanzamt spätestens für 
den Veranlagungszeitraum 2015 auszuüben. Betreiber von KWK-Anlagen, deren 
eigentlicher Zweck in der Gebäude- und Wasserbeheizung liegt, sollten dement-
sprechend prüfen, ob die vollständige Steuerentlastung nach § 53a EnergieStG 
aufgrund der Neuregelung länger in Anspruch genommen werden kann. In diesem 
Zusammenhang sind die ertragsteuerlichen Wirkungen nicht zu vernachlässigen. 

Sofern das Finanzamt eine ursprünglich vereinbarte Dauer der Absetzung für Ab-
nutzung ändert, soll das HZA den neuen Abschreibungszeitraum grundsätzlich an-
erkennen. Entsprechend der Klarstellung in Abs. 142 n.F. ist eine Verlängerung 
des Abschreibungszeitraums beim Ersetzen von Anlagenhauptbestandteilen je-
doch nur möglich, sofern die Kosten der Erneuerung mindestens 50 Prozent der 
Kosten für die Neuerrichtung der Anlage betragen. Diese Einschränkung ergibt 
sich bereits unmittelbar aus § 53 Abs. 2 Satz 3 EnergieStG. 
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A.2.3 Wechselrichter als für die Stromerzeugung notwendige Neben- und Hil fsan-
lagen 

Bundesfinanzhof, Urteil vom 06.10.2015, VII R 25/14 
 
Mit Hilfe von Wechselrichter wird in Photovoltaikanlagen aus solarer Strahlungs-
energie erzeugter Gleichstrom in marktfähigen Wechselstrom zur Einspeisung in 
das allgemeine Leitungsnetz Stromnetz umgewandelt. Zur Kühlung und Beheizung 
solcher Wechselrichter wird Strom eingesetzt. Um die Steuerbefreiung für Strom 
zur Stromerzeugung in Anspruch nehmen zu können, hat die Klägerin im vorlie-
genden Streitfall, die Betreiberin eines Solarparks, eine entsprechende Erlaubnis 
zur steuerfreien Entnahme von Strom nach § 9 Abs. 1 Nr. 2 StromStG bei ihrem 
zuständigen HZA beantragt. Als zur Stromerzeugung entnommener Strom gilt 
nach § 12 Abs. 1 Nr. 1 StromStV der Strom, der in den Neben- und Hilfsanlagen 
einer Stromerzeugungseinheit zur Erzeugung von Strom im technischen Sinne 
verbraucht wird. 
 
Das HZA lehnte den Antrag auf Erlaubnis mit der Begründung ab, dass es sich bei 
den Wechselrichtern nicht um Neben- und Hilfsanlagen, sondern um Einrichtungen 
zur geregelten Einspeisung des Stroms, der bereits in den Solarzellen erzeugt 
wurde, handle. 
 
Mit der Revision vertritt die Klägerin dagegen die Ansicht, dass das StromStG auf 
die Besteuerung des Endproduktes ausgelegt sei, so dass Strom, der für die Be-
reitstellung von Wechselstrom zur Einspeisung ins öffentliche Netz benötigt wird, 
nicht zu besteuern sei. Zudem seien die Wechselrichter eine gesetzlich vorge-
schriebene Voraussetzung für den Betrieb von Solaranlagen gem. § 3 Nr. 5 EEG. 
Das Hauptzollamt verweist dagegen auf die einheitliche Definition des Steuerge-
genstands Strom gem. § 1 Abs. 1 StromStG. Da Wechselrichter nicht zur Erzeu-
gung des Stroms an sich, sondern nur zur Umwandlung dienen, seien sie nicht als 
Neben- oder Hilfsanlage nach § 12 Abs. 1 Nr. 1 StromStV anzuerkennen. Dem-
nach sei der Stromverbrauch in den Wechselrichtern ein vom Stromerzeugungs-
prozess separat zu betrachtender steuerrechtlicher Vorgang. Dieser führe gem. 
§ 5 Abs. 1 StromStG zur Entstehung der Stromsteuer. 
 
Mit Urteil vom 06.10.2015 hat der BFH entschieden, dass die Klägerin einen An-
spruch auf die Erteilung einer Erlaubnis zur steuerfreien Entnahme von Strom zur 
Stromerzeugung nach § 9 Abs. 1 Nr. 2 StromStG i.V.m. § 9 Abs. 4 StromStG ha-
be. Nach Auffassung des BFH handle es sich bei den Wechselrichtern um not-
wendige Neben- und Hilfsanlagen für die Stromerzeugung gem. des § 12 Abs. 1 
StromStV, so dass der Strom, der zum Betrieb eingesetzt wird, von der Steuer zu 
befreien ist. Die Aufzählung der Neben- und Hilfsanlagen des § 12 Abs. 1 Nr. 1 
StromStV sei nicht als abschließend anzusehen. Die Wechselrichter sollen zur 
Aufrechterhaltung der Fähigkeit, Strom zu erzeugen erforderlich sein. Es komme 
sowohl auf die technischen Erfordernisse, wie auch auf die rechtlichen Anforde-
rungen an den Betrieb einer Stromerzeugungsanlage an.  
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Praxistipp:  Betreiber von Stromerzeugungsanlagen sollten prüfen, ob infolge des 
BFH-Urteils zusätzliche Neben- und Hilfsanlagen unter die Steuerbefreiung für die 
Entnahme von Strom zur Stromerzeugung fallen können. 

A.3 Handel, Beförderung und Verwendung von Energieerzeugnissen 

A.3.1 Verbrauchsteuerentstehung für bei der Entladung festgestellte Transport-
fehlmengen 

EuGH, Urteil vom 28.01.2016, C-64/15; BFH, Urteil vom 31.05.2016, VII R 40/13 

Beim Transport von Mineralölen und Ethanol als lose Ware insbesondere in Tank- 
oder Kesselwagen sowie Bunkerschiffen treten regelmäßig Verluste bei der Beför-
derung sowie bei der Be- und Entladung auf, z. B. infolge von Verdunstung und 
Ausgasung. Auch unterschiedliche Messmethoden oder -toleranzen können dazu 
führen, dass beim Versender und Empfänger unterschiedliche Liefermengen regis-
triert werden. Derartige Fehlmengen können eine Verbrauchsteuerentstehung 
(Energie- oder Branntweinsteuer) nach sich ziehen, sofern die jeweils amtlich vor-
gesehene Toleranzgrenze überschritten ist. Steuerschuldner wird in der Regel der 
Lieferant sein. Bei grenzüberschreitenden Beförderungen stellt sich zudem die 
Frage, ob das Verbrauchsteuerrecht des Abgangs- oder Empfangsstaats anzu-
wenden ist.  

In diesem Zusammenhang hat der EuGH mit Urteil vom 28.01.2016 entschieden, 
dass eine Beförderung verbrauchsteuerpflichtiger Waren unter Steueraussetzung 
erst mit der vollständigen Entladung der Ware bei Empfänger enden soll. Entla-
dung der Waren und Wareneingangskontrollen sind somit verbrauchsteuerrechtlich 
als Teil der Beförderung anzusehen. Dementsprechend soll eine bei der Entladung 
der beförderten Waren entdeckte Fehlmenge nach Art. 10 Abs. 2 RL 2008/118/EG 
als eine im Bestimmungsmitgliedstaat der Beförderung aufgetretene Unregelmä-
ßigkeit gelten. Im Ergebnis ist das Verbrauchsteuerrecht des Bestimmungsmit-
gliedstaats für die Beurteilung dieser Fehlmenge anzuwenden.  

Die EuGH-Rechtsprechung hat der BFH mit Urteil vom 31.05.2016 dahingehend 
ausgeweitet, dass eine Beförderung von Energieerzeugnissen unter Steuerausset-
zung nach § 14 Abs. 1 EnergieStG erst dann beendet ist, wenn der Empfänger das 
bei ihm eingetroffene Beförderungsmittel vollständig entladen hat, so dass die 
Feststellung von Fehlmengen während des Entladevorgangs noch während der 
Beförderung erfolgt. Dies hat zur Folge, dass die Finanzbehörde grundsätzlich oh-
ne weitere Feststellungen davon ausgehen kann, dass die bei der Endladung der 
beförderten Waren festgestellte Fehlmenge zu einer Abgabe der Ware in den 
steuerrechtlich freien Verkehr und damit zu einer Steuerentstehung in Deutschland 
geführt hat. Gründe, die eine Steuerentstehung ausschließen, wie bspw. vollstän-
dige Zerstörung oder unwiederbringlicher Verlust nach § 8 Abs. 1a EnergieStG, 
sind durch den Inhaber des Steuerversandverfahrens, d.h. in der Regel durch den 
Versender der Ware, nachzuweisen. 

In diesem Zusammenhang gilt zu beachten, dass die Mitgliedstaaten jeweils unter-
schiedliche Grenzen für amtlich tolerierbare Fehlmengen festgelegt haben, die zu 
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keiner Entstehung von Verbrauchsteuern führen. In Deutschland sind für Mengen-
abweichungen beim Transport von Energieerzeugnissen die in der Dienstvorschrift 
V 82 15-2 (DV Steueraussetzung; Ergänzende Regelungen für Energieerzeugnis-
se) genannten Grenzwerte maßgeblich. Für als lose Ware transportierten Brannt-
wein sehen § 34 Abs. 1 BrStV und § 42 Abs. 1 BrStV vor, dass die zuständigen 
Hauptzollämter Fehlmengen von bis zu 0,5 % der Liefermenge im Allgemeinen als 
unwiederbringlich verloren gegangen ansehen können.  
 
Praxistipp:  In den anderen Mitgliedstaaten gelten andere Toleranzgrenzen, deren 
Höhe dabei z. B. wie in Polen in Abhängigkeit zur Transportdauer stehen kann. In 
manchen Mitgliedstaaten gibt es zudem Aufschläge, wenn bestimmte Behältnisse 
entweder vom Verkäufer oder Kunden verwendet werden. Vor diesem Hintergrund 
müssen deutsche Versender prüfen, ob die Toleranzgrenzen des jeweiligen Be-
stimmungslands bei ihren Lieferungen von verbrauchsteuerpflichtigen Waren in 
andere Mitgliedstaaten eingehalten werden. 
 

A.3.2 Keine Verbrauchsteuerentstehung infolge formaler Verstöße bei der A bwick-
lung von Streckengeschäften 

EuGH, Urteil vom 02.06.2016, C-355/14 
 

Bei einem Streckengeschäft erwirbt ein Händler eine Ware von einem Lieferanten 
zum unmittelbaren Weiterverkauf an seinen Kunden. Physisch wird die erworbene 
Ware direkt vom Lieferanten an den Kunden befördert, ohne Zwischenstopp beim 
Händler. Der Transport der Ware erfolgt durch Lieferanten oder Kunden bzw. von 
ihnen beauftragte Dienstleister. Durch derartige Liefergeschäfte sollen u.a. Lager- 
und Transportkosten eingespart werden. Sie sind insbesondere im Mineralöl- und 
Branntweinhandel verbreitet. In der Praxis sind regelmäßig auch mehrstufige Stre-
ckengeschäfte zu finden. 
 
Infolge der BFH-Entscheidung vom 14.05.2013 stehen Streckengeschäfte im Fo-
kus der verbrauchsteuerlichen Steueraufsicht. Demnach soll eine Abgabe von 
Energieerzeugnissen an einen Nichtberechtigten nach § 30 Abs. 1 Satz 1 Ener-
gieStG auch in den Fällen vorliegen, in denen ein Zwischenerwerber ohne erfor-
derliche Verteilererlaubnis durch einen Kaufvertrag lediglich mittelbaren Besitz an 
den beförderten Energieerzeugnissen erlangt. Nach Ansicht des Gerichts kommt 
es zu einer Steuerentstehung, auch wenn der Empfänger der Ware nachweislich 
zum steuerfreien Bezug der Energieerzeugnisse berechtigt ist. Das Urteil erging 
zum energiesteuerrechtlichen Verfahren der steuerfreien Verteilung. Die vom Ge-
richt aufgestellten formalistischen Grundsätze lassen sich aber auch auf das Steu-
eraussetzungsverfahren übertragen. 
 
In Gegensatz zur bisherigen Rechtsprechung des BFH hat der EuGH mit Urteil 
vom 02.06.2016 entschieden, dass formale Verstöße bei der Abgabe von Erzeug-
nissen im Streckengeschäft insbesondere vor dem Hintergrund des unionsrechtli-
chen Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit nicht zum Wegfall einer Verbrauch-
steuerbefreiung führen sollen. In diesem Fall ist jedoch zwingend sicherzustellen, 
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dass der Empfänger die Erzeugnisse ordnungsgemäß im Rahmen einer gültigen 
Steuerbefreiung verwendet hat und dass weder Betrug noch Missbrauch vorliegen. 
 
Im vorliegenden Fall verkaufte ein Zwischenhändler, der nicht über eine nach nati-
onalem Recht erforderliche Erlaubnis zum Bezug von Erzeugnissen verfügt, im 
Steuerlager seines Lieferanten gelagertes schweres Heizöl an seinen Endkunden, 
der das Heizöl nachweislich zur Stromerzeugung einsetzte. Die Energieerzeugnis-
se wurden dabei unmittelbar aus dem Steuerlager des Lieferanten in den Betrieb 
des Verwenders geliefert.  
 
In diesem Zusammenhang  hat der EuGH zudem entschieden, dass ein Verkauf 
von Energieerzeugnissen innerhalb eines Steuerlagers nicht zu einer Überführung 
in den steuerrechtlich freien Verkehr führen soll. Erst zu dem Zeitpunkt, zu dem die 
Erzeugnisse das Steuerlager physisch verlassen, soll eine Steuer entstehen kön-
nen. 
 
Praxistipp: Das Urteil des EuGH ist zu begrüßen und bindet die nationalen Ge-
richte. Wir empfehlen, dass sich die Unternehmen in allen vergleichbaren streitigen 
Fällen auf die günstigere EuGH-Rechtsprechung berufen. 

 

A.3.3 Steuersatz für als Substitutionsheizstoff verwendetes Toluol 

Bundesfinanzhof, Urteil vom 10.03.2015, VII R 5/11 
 
Im vorliegenden Fall ging es um ein Unternehmen, das in der Herstellung und im 
Verkauf von Titanpigmenten sowie Titanverbindungen tätig ist. Unter Einsatz von 
Toluol stellt es im Chloridverfahren Titandioxidpulver her, welches es als sog. 
Weißpigment verkauft. Um das Toluol steuerfrei in diesem Produktionsprozess 
einsetzen zu können, beantragte das Unternehmen eine Erlaubnis nach § 24 
Abs. 2 EnergieStG. Das Hauptzollamt lehnte den Antrag jedoch mit der Begrün-
dung ab, dass das Toluol bei dem betrachteten Prozess verheizt werde. Nach dem 
das Unternehmen anschließend die Steuer für das eingesetzte Toluol zu dem für 
gekennzeichnetes Gasöl vorgesehenen Steuersatz anmeldete, setzte das HZA die 
Steuer per Steuerbescheid mit dem für schwefelarmes Benzin vorgesehenen 
Steuersatz fest. Da Toluol in den § 2 Abs. 1 und 3 EnergieStG nicht genannt ist, 
unterliege es nach § 2 Abs. 4 EnergieStG der gleichen Steuer wie die Energieer-
zeugnisse, denen es nach seiner Beschaffenheit und seinem Verwendungszweck 
am nächsten steht. 
 
Das FG Düsseldorf hatte mit Urteil vom 15.12.2010, 4 K 1695/10 VE, entschieden, 
dass der Heizstoffsteuersatz für Heizöl nach § 2 Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 i.V.m. Abs. 4 
Satz 1 EnergieStG anzuwenden sei. Mit Urteil vom 10.03.2015 hat der BFH dieses 
Urteil auf die Revision des Hauptzollamts aufgehoben und den Fall an das FG 
Düsseldorf zurückgewiesen.  
 
Nach Ansicht des BFH ist die Revision des Hauptzollamts begründet, da das FG 
Düsseldorf eine vom EuGH abweichende Rechtsauffassung des Art. 2 Abs. 3 
EnergieStRL vertreten habe. Laut dem EuGH-Urteil vom 03.04.2014 sei der Art. 2 
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Abs. 3 EnergieStRL dahingehend auszulegen, dass zur Bestimmung des Steuer-
satzes in einem Dreischritt vorgegangen werden müsse. Zuerst sei zu klären, ob 
das in Frage kommende Erzeugnis als Heiz- oder Kraftstoff verwendet werde. Da-
nach wird geprüft, welche Heiz- oder Kraftstoffe anstelle des fraglichen Erzeugnis-
ses in der Tabelle C des Anhangs I RL 2003/96/EG hätten verwendet werden kön-
nen. Lediglich wenn dieser Schritt unerfüllt bleibt, werde geprüft, welcher Stoff dem 
Erzeugnis nach seiner Beschaffenheit und seinem Verwendungszweck am nächs-
ten steht. Bei der Bestimmung des gleichwertigen Heizstoffs seien sowohl der 
konkrete Verwendungszweck und dessen Anforderungen und zudem die Beschaf-
fenheitsmerkmale der zu vergleichenden Erzeugnisse zu berücksichtigen. Dazu 
sollen neben der zu erreichenden Prozesstemperatur, dem geforderten Reinheits-
grad auch der Aggregatzustand, der Siedebereich sowie das Verhältnis von Koh-
lenstoff- zu Wasserstoffatomen gehören. 

Das FG Düsseldorf habe zu Unrecht die Beschaffenheitsmerkmale von Toluol und 
schwerem Heizöl unberücksichtigt gelassen und hinsichtlich der Auslegung des 
Art. 2 Abs. 3 RL 2003/96/EG eine von der Entscheidung des EuGH abweichende 
Rechtsauffassung vertreten. Das Urteil des FG sei daher aufzuheben und zur 
Nachholung der versäumten Feststellungen an das FG zurückzuverweisen. In ei-
nem zweiten Rechtsgang muss das FG Düsseldorf nun ein Energieerzeugnis be-
stimmen, welches dem Toluol auf den Verwendungszweck bezogen am nächsten 
steht. 

Praxistipp:  Bei der Bestimmung des Steuersatzes für nicht in § 2 EnergieStG ge-
nannte Energieerzeugnisse sind die vom EuGH mit Urteil vom 03.04.2014 entwi-
ckelten Kriterien zu beachten. 

A.3.4 Zumutbarkeit einer Grundstücksversteigerung für die Energiesteuersteu-
erentlastung wegen Forderungsausfalls 

Bundesfinanzhof, Beschluss vom 14.01.2015, VII B 61/14 

Nachdem ihr bei der Belieferung eines Kunden mit versteuerten Kraftstoffen ein 
Schaden i. H. v. ca. 195.000 EUR entstanden war, hatte die Klägerin die Steu-
erentlastung nach § 60 EnergieStG beantragt. Das Hauptzollamt lehnte den Ent-
lastungsantrag jedoch ab, weil es die Klägerin versäumt habe, trotz einer eingetra-
genen Grundschuld in das unbewegliche Vermögen des Schuldners zu vollstre-
cken. 

Einspruch und Klage waren erfolglos. Mit Urteil vom 31.03.2014, 4 K 106/13, folgte 
das Finanzgericht Hamburg der Rechtsauffassung des Hauptzollamtes, dass die 
Klägerin nicht mit hinreichendem Nachdruck um die Realisierung der Forderung 
bemüht gewesen sei. Eine Zwangsversteigerung des Grund und Bodens sei zu-
mutbar, auch wenn die Klägerin nicht als erste Gläubigerin aus dem Erlös befrie-
digt worden wäre. Aus § 60 Abs. 3 EnergieStG folge nicht, dass zur Erhaltung des 
Entlastungsanspruchs eine Verwertung von Sicherheiten auch nach der Auszah-
lung des Energiesteuerbetrages erfolgen könne. 
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Die Klägerin begehrte die Zulassung der Revision wegen grundsätzlicher Bedeu-
tung, zur Fortbildung des Rechts und wegen Divergenz. Insbesondere sollte im 
BFH-Verfahren geklärt werden, welche Anforderungen an die Grundsätze ord-
nungsgemäßer kaufmännischer Geschäftsführung unter der Berücksichtigung des 
Mineralölhandels zu stellen seien sowie ob diese Anforderungen auch die Ver-
pflichtung zur Aufgabe eigentumsrechtlich geschützter Positionen umfassen. Zu-
dem sei fraglich, ob die bisherige Rechtsprechung des BFH, die sich mit der Erwir-
kung eines Titels beschäftigte, auch auf Zwangsvollstreckungsmaßnahmen ange-
wandt werden könne. 

Mit Beschluss vom 14.01.2015 hat der BFH die Nichtzulassungsbeschwerde zu-
rückgewiesen. Die Klägerin müsse eine genaue Rechtsfrage formulieren und auf 
ihre Bedeutung für die Allgemeinheit eingehen, um die Fortbildung des Rechts 
gem. § 116 Abs. 3 Satz 1 und 3 FGO zu fordern. Diesen Anforderungen werde die 
Beschwerde nicht gerecht. Hinsichtlich der angeprangerten Divergenz zum BFH-
Urteil vom 11.01.2011 liegt nach Ansicht des BFH keine Divergenz, sondern ein 
Rechtsanwendungsfehler vor, wenn das FG erkennbar von den Rechtsgrundlagen 
der BFH-Rechtsprechung ausgegangen sei, diese aber fehlerhaft auf die Beson-
derheiten des Streitfalls angewendet haben sollte. Überdies sei die vermeintliche 
Unzumutbarkeit der Vollstreckung auch in Anbetracht des Regelungsbereichs des 
§ 60 Abs. 3 EnergieStG nicht ursächlich, um eine Revision zuzulassen.

Praxistipp:  Sofern die Steuerentlastung nach § 60 EnergieStG beantragt werden 
soll, ist sicherzustellen, dass sämtliche Formalvoraussetzungen eingehalten wer-
den und insbesondere nachgewiesen werden kann, dass die Realisierung der For-
derung mit hinreichendem Nachdruck verfolgt wurde.  

A.3.4 Energiesteuersteuerentlastung wegen Forderungsausfalls nur bei rechtzeiti-
ger Anmeldung zur Insolvenztabelle 

Bundesfinanzhof, Beschluss vom 15.09.2015, VII B 164/14 

Die Klägerin lieferte Kraftstoff an einen Kunden, der Tankkarten zur Nutzung der 
Betriebstankstelle der Klägerin einsetzte. Nach erneutem Zahlungsverzug des 
Kunden ließ die Klägerin diese sperren. Daraufhin wurden dem Kunden eine Mah-
nung und ein Vollstreckungsbescheid zugestellt. Nach Eröffnung des Insolvenzver-
fahrens gegen den Kunden versäumte die Klägerin die Frist zur Anmeldung der 
Forderungen zur Insolvenztabelle. Die Anmeldung der Forderung erfolgte verspä-
tet. 

Im Anschluss hat die Klägerin die Steuerentlastung bei Forderungsausfall nach 
§ 60 EnergieStG bei ihrem zuständigen HZA beantragt. Diesen lehnte das HZA mit
der Begründung ab, dass die Klägerin ihren Anspruch durch die verspätete An-
meldung zur Insolvenztabelle nicht konsequent gerichtlich verfolgt habe. Einspruch 
und Klage beim Finanzgericht hatten keinen Erfolg. Mit der Beschwerde beim BFH 
begehrte die Klägerin, dass die Fristen im Insolvenzverfahren im Entlastungsver-
fahren gemäß § 60 EnergieStG nicht wie Anschlussfristen zu behandeln sind. 
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Der BFH hat dagegen entschieden, dass der Anspruch auf Entlastung von der 
Energiesteuer wegen Forderungsausfalls die rechtzeitige Anmeldung zur Insol-
venztabelle voraussetzt.  
 
Praxistipp: Für die Inanspruchnahme der Steuerentlastung nach § 60 EnergieStG 
sind sämtliche nach Insolvenzrecht vorgesehenen Fristen einzuhalten, um nach-
weisen zu können, dass der Entlastungsanspruch konsequent gerichtlich verfolgt 
wurde. 
 

A.3.5 Biokraftstoffquotenpflicht auch für die Abgabe von Alkylatbenzin z um An-
trieb von Kleinmotoren für handgeführte Geräte  

Bundesfinanzhof, Urteil vom 07.07.2015, VII R 64/13 (NV) 
 
Die Klägerin vertreibt den Sonderkraftstoff Alkylatbenzin, der zum Betrieb von 
Kleinmotoren für handgeführte Geräte im Forstbereich, wie bspw. Motorsägen, 
Motorsensen, Motormäher, verwendet wird. Die in den Verkehr gebrachten Kraft-
stoffe meldete die Klägerin bei ihrem zuständigen Hauptzollamt zur Versteuerung 
an. Das Hauptzollamt setzte daraufhin die nicht erfüllte Biokraftstoffquote nach 
§ 37a BlmSchG fest, wobei das HZA das Alkylatbenzin in die Unterposition 2710 
11 41 der Kombinierten Nomenklatur und damit als Energieerzeugnis nach § 2 
Abs. 1 Nr. 1 EnergieStG einreihte. Die festgesetzte Ausgleichsabgabe wurde im 
Rahmen des Klageverfahrens herabgesetzt, weil dem Akylatbenzin ein aus Rapsöl 
erzeugter Ester beigemischt wurde. 
 
Mit Urteil vom 07.07.2015 hat der BFH entscheiden, dass das Akylatbenzin nach 
seinen Beschaffenheitsmerkmalen in die Unterposition 2710 11 41 der Kombinier-
ten Nomenklatur einzureihen sei. Sowohl die Anordnung eines Beimischungs-
zwangs als auch die Festsetzung einer Ausgleichsabgabe für Energieerzeugnisse, 
die in anderen Bereichen als dem Verkehrssektor eingesetzt werden, seien nicht 
im Widerspruch zur Biokraftstoffrichtlinie RL 2003/30/EG. 
 
Praxistipp: Aus der Tarifierung der in den Verkehr gebrachten Energieerzeugnis-
se leiten sich die jeweiligen steuerlichen Pflichten ab. Sofern Kraftstoffe in den 
Verkehr gebracht werden, ist stets die Biokraftstoffquote zu berücksichtigen. 
 

A.3.6 Steuerentlastung für die landseitige Stromversorgung von Wasserfahrz eu-
gen für die Schifffahrt 

FG Hamburg, Urteil vom 11.09.2015, 4 K 52/14 
 
Für den Strom zur Versorgung von mehreren Seeschiffen, die sich im Zeitraum 
von Oktober bis Dezember 2011 im Reparaturdock befanden, beantragte die Klä-
gerin die Steuerentlastung für die Landstromversorgung nach § 14a StromStV.  
 
Das Hauptzollamt lehnte die Steuerentlastung zunächst mit der Begründung ab, 
dass Werftaufenthalte, die der Instandhaltung von Wasserfahrzeugen dienen, nicht 
von der Regelung nach § 14a StromStV erfasst seien. Wartungen und Reparatur-
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leistungen könnten demzufolge nicht mit der üblichen Liegezeit von Schiffen ver-
glichen werden, die zur Be- und Entladung im Hafen dienen. Im vorliegenden 
Sachverhalt geht es nicht um den Strom, der zur Wartung der Wasserfahrzeuge 
eingesetzt worden ist, sondern um den Landstrom, der zur Aufrechterhaltung der 
bordeigenen Infrastruktur der Schiffe am Liegeplatz anlässlich deren Wartung ver-
braucht wurde. 

Mit Urteil vom 11.09.2015 hat das FG Hamburg nun entschieden, dass der Kläge-
rin die beantragte Steuerentlastung für den während der Werftaufenthalte der 
Schiffe für die Aufrechterhaltung der bordeigenen Infrastruktur des Schiffes ver-
brauchten Strom zu gewähren ist. 

Weder aus dem Wortlaut des § 9 Abs. 3 StromStG, noch aus dem systematischen 
Regelungszusammenhang des Paragraphen innerhalb der europarechtlichen Vor-
gaben der Richtlinie RL 2003/96/EG, noch aus dem Sinn und Zweck der Regelung 
ließe sich eine Begrenzung der Steuerbegünstigung auf die Liegezeiten der Schiffe 
im Hafen ableiten, die nicht mit einem Werftaufenthalt im Zusammenhang stehen. 
Im Gegenteil solle aus Umweltschutzgründen ein steuerlicher Anreiz geschaffen 
werden, auf landseitige Elektrizität zurückzugreifen, damit der Strombedarf für die 
bordeigene Infrastruktur auch ohne die Verbrennung von Bunkeröl gedeckt werden 
könne. Dies trage zu einer Schadstoffreduzierung und letztendlich zu einer ver-
besserten Luftqualität in den Hafenstädten bei. 

Praxistipp:  Steuerbegünstigungen für die landseitige Versorgung von Schiffen 
sind auch im Rahmen von Werftarbeiten möglich. 

A.3.7 Beihilferechtliche Genehmigung für die Steuerbefreiung für gas förmige Koh-
lenwasserstoffe 

BMF-Bekanntmachung vom 26.08.2014, Bundegesetzblatt Nr. 42 vom 05.09.2014, 
S. 1488 

Das BMF hat mit der Bekanntmachung vom 26.08.2014 verkündet, dass die Euro-
päische Kommission die erforderliche beihilferechtliche Genehmigung für die neu-
gefasste Steuerbefreiung für gasförmige Erzeugnisse nach § 28 EnerigeStG erteilt 
hat. Die Neufassung ist damit rückwirkend zum 01.04.2011 in Kraft getreten. Die 
Bekanntmachung des BMF wurde am 05.09.2014 im Bundegesetzblatt veröffent-
licht. 

Für gasförmige Kohlenwasserstoffe, die nicht nach § 28 EnergieStG n.F. steuerfrei 
verwendet werden dürfen, ist die Energiesteuer grundsätzlich auch rückwirkend zu 
erheben. Gasförmige Abfälle mit einem durchschnittlichen Heizwert von bis zu 18 
MJ/kg unterliegen jedoch weiterhin nicht der Besteuerung (§ 1b Abs. 1 Energie-
StV) 

Die beihilferechtliche Genehmigung der Europäischen Kommission (Beschluss 
vom 14. November 2013 - C(2013) 7727 corr) für die Steuerbefreiung nach § 28 
Satz 1 Nr. 1 EnergieStG wurde lediglich unter Einschränkungen erteilt. Ortsfeste 
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Anlagen nach § 3 Abs. 1 Nr. 3 EnergieStG, die ausschließlich dem leitungsgebun-
denen Gastransport oder der Gasspeicherung dienen, und sonstige begünstigten 
Anlagen nach § 3a EnergieStG, d.h. Arbeitsmaschinen und Fahrzeuge, die aus-
schließlich dem Güterumschlag in Seehäfen dienen, können die Steuerbefreiung 
nicht in Anspruch nehmen. Für Gase aus Deponie- und Klärgasanlagen kann die 
Steuerbefreiung nur für die Verwendung zur Stromerzeugung gewährt werden. Bis 
zu einer entsprechenden gesetzlichen Klarstellung hat das BMF die HZA mit dem 
Bezugserlass vom 25.03.2015 angewiesen, die Einschränkungen bereits im Voll-
zug zu berücksichtigen. 
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B. Sonstige Verbrauchsteuern 

B.1 Grundsätzliches 

B.1.1 Änderung der Dienstvorschrift „Steuerrechtlich freier Verkehr“ 

BMF-Erlass vom 20.10.2015, E-VSF-N 46 2015 vom 09.12.2015 

Das BMF hat am 20.10.2015 Änderungen zur Verwaltungsvorschrift E-VSF V 99 
53-2 „Steuerrechtlich freier Verkehr – ohne Energieerzeugnisse“ (ehem. „Beförde-
rung von verbrauchsteuerpflichtigen Waren des steuerrechtlich freien Verkehrs – 
ohne Energieerzeugnisse“) bekanntgegeben. Die Vorschrift wurde neu gegliedert 
und an aktuelle Rechtsentwicklungen angepasst. 

In Abs. 7 E-VSF V 99 53-2 n.F. wurde der Begriff „Bezieher“ definiert (Abs. 7). Vor 
diesem Hintergrund wurden zudem u.a. Erläuterungen zur Betriebsstätte (Abs. 8) 
und zur Führung von Aufzeichnungen (Abs. 9) in die Dienstvorschrift aufgenom-
men. Nach der überarbeiteten Dienstvorschrift fallen unter den Begriff „Bezie-
her“ Personen, an die verbrauchsteuerpflichtige Waren des steuerrechtlich freien 
Verkehrs aus einem anderem Mitgliedstaat geliefert werden. Der Bezieher steht im 
Zeitpunkt der Beförderung in das Steuergebiet fest und muss im Steuergebiet sei-
nen Wohnsitz oder Betriebsstätte haben. Nach Ansicht des BMF setzt die Bezie-
hereigenschaft zudem voraus, dass der Bezieher die tatsächliche Sachherrschaft 
über die Ware erlangt (§ 854 BGB), wobei auch mittelbarer Besitz nach § 855 BGB 
ausreichen soll. Der Bezieher muss dagegen kein Eigentum an der beförderten 
Ware erlangen. Der Zwischenhändler beim doppelten Geheißerwerb im Strecken-
geschäft ist somit kein Bezieher. 

Praxistipp: Beförderungen von verbrauchsteuerrechtlichen Waren des steuer-
rechtlich freien Verkehrs in oder aus anderen Mitgliedstaaten sollen vor dem Hin-
tergrund der überarbeiteten Dienstvorschrift überprüft werden. Gerne unterstützen 
wir Sie bei der Sicherstellung der Einhaltung aller Formalerfordernisse. 

B.2 Branntweinsteuer 

B.2.1 BMF-Erlass und neuer amtlicher Vordruck zum Zwangsanfall von Branntwein 

BMF-Erlass vom 15.09.2015, E-VSF-N 38 2015 vom 15.10.2015 

Mit Erlass vom 15.09.2015 hat das BMF zur der Frage Stellung bezogen, wie 
branntweinsteuerrechtlich mit sog. Zwangsanfall i. S. d. § 134 Abs. 3 Nr. 1 e) 
BranntwMonG umzugehen ist. Hierunter fallen alkoholhaltige Erzeugnisse, die un-
beabsichtigt als Nebenprodukt in einem betriebswirtschaftlichen Verfahren entste-
hen und im Anschluss daran unverzüglich vernichtet werden. Der Zwangsanfall ist 
regelmäßig die Folge einer chemischen oder biochemischen Reaktion. Die Ver-
nichtung kann auch dann noch als unverzüglich angesehen werden, wenn die Er-
zeugnisse zuerst im räumlichen Zusammenhang zum Herstellungsort zeitlich be-
fristet gelagert und anschließend innerhalb oder außerhalb des Betriebes im 
branntweinsteuerrechtlichen Sinne vernichtet oder an Abfallentsorger abgegeben 
werden. 
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Sofern branntweinsteuerpflichtige Erzeugnisse lediglich während einer kurzen Zwi-
schenphase des Produktionsprozesses entstehen und im weiteren Verlauf des 
Prozesses in Erzeugnisse umgewandelt werden, die nicht der Besteuerung unter-
liegen, soll nach Ansicht des BMF keine Herstellung im branntweinsteuerrechtli-
chen Sinn vorliegen. Demgemäß entsteht in diesen Fällen auch kein Zwangsanfall. 

Das BMF-Schreiben vom 15.09.2015 sieht vor, dass Inhaber von Betrieben, in de-
nen Zwangsanfall entsteht, dies bei ihrem zuständigen Hauptzollamt vor dem 
erstmaligen Produktionsbeginn anmelden müssen. Hierzu wird die Verwendung 
des neuen amtlichen Vordrucks 1247 (Anmeldung Zwangsanfall) empfohlen. Der 
Vordruck ist im Internet unter http://www.zoll.de verfügbar. Daraufhin versendet 
das Hauptzollamt eine Bestätigung, in dem es unter anderem darauf hinweist, 
dass die entsprechenden Betriebe unter Steueraufsicht stehen. Es besteht eine lü-
ckenlose Aufzeichnungspflicht, die anhand betrieblicher Unterlagen erfüllt werden 
kann. Die Vernichtung der branntweinsteuerpflichtigen Erzeugnisse ist gem. § 13 
Abs. 2 BrStV grundsätzlich im Vorherein anzuzeigen und amtlich zu überwachen.  

B.2.2 Steuerbefreiung für als Arzneimittel zugelassene Alkohol-Wasser-
Mischungen 

Bundesfinanzhof, Urteil vom 05.05.2015, VII R 22/14 

Mit Urteil vom 05.05.2015 hat der BFH zum Umfang der Steuerbefreiung für die 
Verwendung von Branntwein zur Herstellung von Arzneimitteln durch dazu nach 
Arzneimittelrecht Befugte nach § 132 Abs. 1 Nr. 1 BranntwMonG a.F. bzw. § 152 
Abs. 1 Nr. 1 BranntwMonG Stellung bezogen. Nach dem Gesetzeswortlaut ist die 
Herstellung reiner Alkohol-Wasser-Mischungen ausdrücklich von der Steuerbefrei-
ung ausgenommen. 

Als Pharmahersteller verfügt die Klägerin im Streitfall über eine Erlaubnis zur steu-
erfreien Verwendung von Branntwein zur Herstellung von Arzneimitteln. Zwischen 
Dezember 2009 und November 2010 bezog die Klägerin unversteuerten und un-
vergällten Branntwein. Der Branntwein wurde einerseits zur Herstellung einer Al-
kohol-Wasser-Mischung (15 % m/m) als Arzneimittelträger verwendet und an-
schließend zur Weiterverarbeitung zu homöopathischen Arzneimitteln an ein ande-
res Unternehmen abgegeben. Außerdem stellte die Klägerin eine Alkohol-Wasser-
Mischung (70 % V/V) her, die von Kunden der Klägerin als Desinfektionsmittel ver-
trieben wurde. Schließlich setzte die Klägerin einen Teil des unvergällten Brannt-
weins zur Herstellung einer Alkohol-Wasser-Mischung (70 % vol.) ein, die sie zur 
Spülung der Konfektionierungsanlagen verwendete. 

In den drei Fällen war das Hauptzollamt der Meinung, dass aufgrund einer zweck-
widrigen Verwendung des Branntweins die Steuer entstanden sei, weil reine Alko-
hol-Wasser-Mischungen von der Steuerbefreiung für Arzneimittel ausgenommen 
seien. Das FG Düsseldorf wies die hiergegen gerichtete Klage mit Urteil vom 
02.04.2014, 4 K 4752/12, ab.  
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Auf die Revision der Klägerin hob das BFH das Urteil auf und gab der Klage statt. 
Nach Auffassung des Gerichts ergibt sich der Anspruch, Branntwein zur Herstel-
lung von als Arzneimittel zugelassenen Alkohol-Wasser-Mischungen von der 
Steuer zu befreien aus der unmittelbaren Anwendung des Art. 27 Abs. 1 Bst. d RL 
92/83/EWG (Alkoholstrukturrichtlinie). Demnach besteht eine verpflichtende Steu-
erbefreiung für zur Herstellung von Arzneimitteln im Sinne der RL 65/65/EWG ver-
wendeten Alkohols. Der Ausschluss von als Arzneimittel zugelassenen Alkohol-
Wasser-Mischungen in den Steuerbefreiungen nach § 132 Abs. 1 Nr. 1 Brannt-
wMonG a.F. bzw. § 152 Abs. 1 Nr. 1 BranntwMonG verstößt somit gegen Unions-
recht. Die Klägerin kann sich zur Inanspruchnahme der Steuerbefreiung unmittel-
bar auf die Richtlichtlinie berufen. 

Das BMF hat bereits auf das BFH-Urteil vom 05.05.2015 reagiert und mit Erlass 
vom 17.09.2015 bestimmt, dass Erzeugnisse nach BranntwMonG, Bier, Schaum-
wein und Zwischenerzeugnisse, die zur Herstellung von als Arzneimittel zugelas-
senen, reinen Alkohol-Wasser-Mischungen verwendet werden, ab sofort nach 
§ 152 Abs. 1 Nr. 1 BranntwMonG, § 27 Abs. 1 Nr. 1 Alkoholsteuergesetz, § 23
Abs. 1 Biersteuergesetz oder § 23 Abs. 1 Nr. 1 (auch i.V.m. § 29 Abs. 3) Schaum-
wein- und Zwischenerzeugnissteuergesetz von der Steuer befreit werden können, 
soweit die übrigen Voraussetzungen zur Gewährung der Steuerbefreiung vorlie-
gen. Außerdem wurden die amtlichen Vordrucke 2709 und 2741 entsprechend an-
gepasst. 

Praxistipp:  Sofern als Arzneimittel zugelassene Alkohol-Wasser-Mischungen her-
gestellt werden, sollten zusätzliche Steuerbefreiungsmöglichkeiten geprüft werden. 

B.2.3 Entstehung der Branntweinsteuer bei Lagerung und Verwendung außerhalb 
des Betriebes des Erlaubnisinhabers 

Bundesfinanzhof, Urteil vom 05.05.2015, VII R 22/14 

Als Produzent von alkoholhaltigem Handdesinfektionsmittel verfügte die Klägerin 
im vorliegenden Streitfall über eine Erlaubnis zur steuerfreien Verwendung von 
vergälltem Branntwein zur Herstellung von Waren, die weder Arzneimittel noch 
Lebensmittel sind. Die vom HZA erteilte Erlaubnis enthält die Auflage, dass die be-
zogenen Erzeugnisse nur an dem angemeldeten Ort gelagert und lediglich zu dem 
im Antrag angegebenen Zwecken verwendet werden dürfen. Die bisherige Produk-
tion wurde sodann ohne Mitteilung an das zuständige Hauptzollamt auf ein ande-
res Unternehmen ausgelagert. Die Produktion erfolgt nun ca. 10 Kilometer entfernt 
von der alten Betriebsstätte. Das HZA setzte daraufhin einen Steuerbescheid auf-
grund zweckwidriger Verwendung gegen die Klägerin über den vom Dienstleister 
zur Herstellung des Handdesinfektionsmittels verwendeten Ethanols fest. 

Im Gerichtsverfahren betonte die Klägerin zwar, dass die Verwendung des vergäll-
ten Branntweins stets von der Laborleiterin ihres Unternehmens überwacht und 
gelenkt wurde und dass das Ethanol ausschließlich zur Produktion des Handdesin-
fektionsmittelns eingesetzt wurde. Dennoch hat der BFH entschieden, dass die 
Branntweinsteuer aufgrund zweckwidriger Verwendung des vergällten Branntweins 
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entstanden sei und dass die Verwendung nicht durch die Klägerin, sondern durch 
den von ihr beauftragten Dienstleister erfolgt sei. Eine zweckwidrige Verwendung 
liege auch in den Fällen vor, in denen Branntwein zwar zur Herstellung der in der 
Erlaubnis genannten Waren diene, aber von einem Dritten, der nicht über eine 
entsprechende Erlaubnis verfügt, eingesetzt oder an einem anderen Ort gelagert 
oder verwendet werde. 

Praxistipp: Änderungen der bei der Beantragung der Erlaubnis in den entspre-
chenden Betriebserklärungen offengelegten Verhältnisse sollten dem zuständigen 
Hauptzollamt stets unverzüglich gemeldet werden. Die Aktualität der eingereichten 
Betriebserklärungen ist regelmäßig zu überprüfen. 

B.3 Tabaksteuer  

B.3.1 Entlastung von der Tabaksteuer bei Diebstahl 

Bundesfinanzhof, Beschluss vom 30.03.2015 VII B 30/14 (NV) 

Das vorliegende Urteil beschäftigt sich mit der Fragestellung, ob eine Entlastung 
von der Tabaksteuer bei Diebstahl von Tabakwaren oder bei Zahlungsunfähigkeit 
des Abnehmers besteht. Bei einem Einbruch im Tabakwarengeschäft der Be-
schwerdeführerin wurden Zigaretten mit einem Handelswert von 5.358,26 Euro 
entwendet. Daraufhin reichte die Beschwerdeführerin bei ihrem zuständigen HZA 
einen Antrag auf Erstattung der im Handelswert enthaltenen Tabaksteuer in Höhe 
von 4.232,51 Euro ein. Der Antrag wurde vom HZA abgelehnt. Auch Einspruch 
und Klage hatten keinen Erfolg. Nach Ansicht des Finanzgerichts Berlin-Branden-
burg vom 30.01.2014, 1 K 1297/12, fehle es an einer Anspruchsgrundlage, die ei-
ne entsprechende Entlastung rechtfertigen würde. 

Im Rahmen der Nichtzulassungsbeschwerde führte die Beschwerdeführerin aus, 
dass sich ein entsprechender Anspruch unmittelbar aus dem Grundrecht auf Be-
rufsfreiheit nach Art. 12 Abs. 1 GG ergebe. Da die Tabaksteuer fast 80 % des nicht 
beeinflussbaren Warenpreises ausmache, komme den Regelungen des Tabak-
steuergesetzes insbesondere bei häufigen Diebstählen eine berufsregelnde Ten-
denz zu. 

Dieser Ansicht ist der BFH nicht gefolgt. Aus dem Umstand, dass die Tabaksteuer 
als besondere Verbrauchssteuer grundsätzlich auf Abwälzung der Steuerlast auf 
den Endverbraucher angelegt ist, ergebe sich in den Fällen von Diebstahl versteu-
erter Tabakwaren – weder beim Hersteller noch beim Händler – ein verfassungs-
widriger Eingriff in die geschützte Rechtsposition des Betroffenen. Ein Anspruch 
auf Erstattung oder Vergütung der auf den gestohlenen Zigaretten lastenden Ta-
baksteuer sei weder dem geltenden TabakStG noch dem allgemeinen Steuerrecht 
(z. B. §227 AO) zu entnehmen. Von daher hat der BFH die Beschwerde wegen 
Nichtzulassung der Revision gegen das Urteil des FG Berlin-Brandenburg als un-
begründet zurückgewiesen. 

Praxistipp:  Eine Steuerentlastung bei Diebstahl von Tabakwaren oder bei Zah-
lungsunfähigkeit des Abnehmers kann nicht gewährt werden. 
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